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1 Zusammenfassung 

Die Teilrevision des Finanzausgleichgesetzes wurde insbesondere in Angriff genommen, 
weil die steuerlichen Belastungsunterschiede für natürliche und juristische Personen durch 
die Steuergesetzrevisionen massgeblich beeinflusst wurden. Sie machen eine besondere 
Gewichtung der Steuererträge der juristischen Personen erforderlich. 
Mit einer Erhöhung der Abgabesätze der finanzstarken Politischen Gemeinden um 4.545 
Prozent und damit der Leistungen der Gemeinden Hergiswil und Stansstad, können die Mit-
telausfälle auf Grund der Gewichtung der JP teilweise kompensiert werden.  
Aus Folge der Gewichtung der JP erhöht sich die Leistung des Kantons von jährlich 15 Pro-
zent des Nettoertrages der einfachen Steuer des Vorjahres auf 16 Prozent. Für das Rech-
nungsjahr 2013 ergibt sich eine massvolle Erhöhung von 62‘000 Franken und für das Jahr 
2014 eine Entlastung von 72‘000 Franken. 
Durch die Aufhebung einzelner Schulgemeinden wurde der Normausgleich redaktionell 
überarbeitet. Neu werden sowohl für Schulgemeinden und für Politische Gemeinden der 
Aufwand je Schülerin oder Schüler gemäss Bereich Bildung nach der funktionalen Gliede-
rung des Bundes ermittelt.  
Die Vorprüfung von Ausgabenbeschlüssen soll inskünftig bereits bei jährlichen Folgekosten 
von mehr als 15 Prozent (bisher 25 Prozent) des Nettoertrages der einfachen Steuer des 
Vorjahres erfolgen.  
Neu soll alle vier Jahre eine Wirksamkeitsprüfung stattfinden und Aufschluss geben über die 
Entwicklung des Finanzausgleichs und einen allfälligen Anpassungsbedarf. Der Bericht für 
die Jahre 2010 bis 2013 liegt vor und wird dem Landrat zur Kenntnisnahme vorgelegt. 

2 Ziele des Finanzausgleichs 

Gemäss Art. 1 des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) hat der direkte Finanzausgleich folgen-
de Ziele: 
1. gegenseitige Annäherung der Finanzkraft der Gemeinden; 
2. Verminderung der Steuerfussunterschiede zwischen den Gemeinden 
3. Belastungsausgleich zu Gunsten überdurchschnittlich belasteten Gemeinden; 
4. Stärkung der Gemeindeautonomie. 

3 Ausgangslage 

Die Finanzdirektion unterbreitete dem Regierungsrat am 12. November 2012 einen 
Grundsatzentscheid für eine Teilrevision des Finanzausgleichgesetzes. Dabei seien folgende 
Punkte näher zu prüfen:  

- Normausgleich für Schulgemeinden – Durch die Abschaffung einzelner Schul-
gemeinden sind Anpassungen erforderlich. Das System und die Finanzaus-
gleichszahlungen werden durch die geplante Änderung nicht oder nur be-
scheiden beeinflusst.  

- Finanzkraftausgleichsbeiträge – Der Finanzkraftausgleich wird auf der Basis 
des gewichteten Steuerfusses der Gemeinden entrichtet. Der Steuerfuss wird 
unter Berücksichtigung des Nettosteuerertrages gemäss Art. 4 Abs. 1 und 
Abs. 2 ermittelt. Die Berechnung des gewichteten Steuerfusses ist als Folge 
der deutlichen Senkung der Steuern für juristische Personen zu überprüfen.  

- Finanzkraftfaktor und Finanzkraftindex – Der Finanzkraftfaktor ergibt sich aus 
der Teilung der Steuererträge und Abgeltungen gemäss Art. 4 durch die An-
zahl der Einwohnerinnen und Einwohner. Durch die deutliche Senkung der 
Steuern für juristische Personen ist eine Überprüfung der Berechnung vorzu-
nehmen. Aufgrund der Steuerbelastung der natürlichen Personen (NP) und 
der juristischen Personen (JP) entsprach bis anhin ein „Gewinn- und Kapi-
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talsteuerfranken“ einem „Einkommens- und Vermögenssteuerfranken“. Eine 
Neuberechnung wird zu unterschiedlichen Ergebnissen für die einzelnen Ge-
meinden führen. Gemeinden mit einem hohen Anteil an Steuererträgen von ju-
ristischen Personen werden entweder entlastet oder erhalten höhere Finanz-
kraftausgleichsbeiträge. Die Auswirkungen sind im heutigen Zeitpunkt noch 
ziemlich unsicher. 

- Steuerbelastungsunterschiede – Die Unterschiede konnten in den letzten Jah-
ren nicht abgebaut werden. Zwischen der steuergünstigsten und der steuer-
höchsten Gemeinde beträgt die Differenz annähernd 30 Prozent. Eine allfälli-
ge Neuregelung würde zusätzliche Finanzausgleichsmittel beanspruchen. 

Der Regierungsrat hat mit Beschluss Nr. 811 vom 12. November 2012 diesen Grundsatzent-
scheid gefällt und gleichzeitig die Finanzdirektion beauftragt zu prüfen, ob die aufsichtsrecht-
lichen Bestimmungen verschärft und ob zusätzliche aufsichtsrechtliche Elemente eingeführt 
werden sollen. Gleichzeitig wurde die Projektorganisation festgelegt.  

4 Projektorganisation 

Für die Umsetzung der Revisionsvorhaben hat der Regierungsrat die Finanzdirektion beauf-
tragt. Neben dem Finanzdirektor, dem Projektleiter Finanzverwalter Oscar Amstad, wurden 
auch weitere Vertreter des Kantons und der Gemeinden bestimmt.  
Die Arbeitsgruppe nahm ihre Arbeit am 28. Februar 2013 auf und erarbeitete in der Folge 
diverse Varianten aus. Diese wurden dem Regierungsrat vor den Sommerferien 2013 unter-
breitet.  

5 Vernehmlassung 

Der Regierungsrat hat mit Beschluss Nr. 841 vom 03. Dezember 2013 den Entwurf zur Teil-
revision des Gesetzes über den Finanzausgleich zu Handen der Vernehmlassung verab-
schiedet.  
Die Vernehmlassungsteilnehmerinnen und –teilnehmer nahmen dabei unterschiedliche Beur-
teilungen vor. Insbesondere die Neufestlegung des Grenzwertes bei den Ausgabenbe-
schlüssen stösst auf nicht auf Zustimmung. Die Neuregelung der Gewichtung der JP wird 
hingegen grösstenteils unterstützt. Verschiedene Teilnehmer weisen daraufhin, dass die 
Variante 2 mit einer Erhöhung der Abgabensätze von rund 4.5 Prozent nicht dem Ergebnis 
der Konsultation vom Herbst 2013 entspricht. Damals hätten sich die Gemeinden mehrheit-
lich für Variante 3 mit einer Erhöhung von rund 10 Prozent ausgesprochen. 
Über das Ergebnis der Vernehmlassung gibt der Bericht vom 24. März 2014 näher Auskunft. 

6 Revision 

Mit Beschluss Nr. 458 vom 2. Juli 2013 befasste sich der Regierungsrat mit den Anträgen 
der Finanzdirektion. Er beauftragte die Finanzdirektion bei den Gemeinden eine Konsultation 
zu den Vorschlägen der Arbeitsgruppe Finanzausgleich durchzuführen. Die Gewichtung der 
juristischen Personen bei der Berechnung der Finanzkraft wurde auf Grund der unterschied-
lichen Entwicklung der Steuerbelastung in den vergangenen Jahren zwischen natürlichen 
und juristischen Personen als folgerichtig angesehen. Von den aufgezeigten Varianten wur-
den die Varianten 2 oder 3 als vertretbar betrachtet, insbesondere weil die Gebergemeinden 
nicht allzu stark mehr belastet werden. Die Erhöhung des Beitrags des Kantons von 0.15 
Einheiten auf 0.16 Einheiten wurde unterstützt, da der effektive Beitrag des Kantons sich 
wegen der Gewichtung der Steuern JP nur im bescheidenen Umfang ändert. 
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6.1 Konsultation der Gemeinden 

Am 2. September 2013 eröffnete die Finanzdirektion im Rahmen einer Orientierung die Kon-
sultation der Gemeinden. Die Gemeinden haben in der Folge zu den Vorschlägen Stellung 
genommen.  
Die Konsultation zeigte, dass die Problematik der unterschiedlichen Gewichtung der Steuer-
erträge von juristischen und natürlichen Personen nicht von allen Gemeinden vollumfänglich 
erkannt worden ist. Die Finanzdirektion hat deshalb ergänzende Unterlagen erarbeitet. 
In der Folge führte die Finanzdirektion mit den Gemeinden Ennetmoos, Hergiswil, Stans, 
Stansstad und Beckenried vertiefende Gespräche. Auf Grund der ergänzenden Unterlagen 
wurde von diesen Gemeinden die Systemwidrigkeit der heutigen Berechnung durch die heu-
te deutlich höhere Abschöpfungsquote für den Bereich der JP erkannt. Die leicht modifizierte 
Variante 2, welche für die Gebergemeinden Hergiswil und Stansstad keine höhere Belastung 
als bisher bringt, wurde als gangbarer Weg bezeichnet. Die Gemeinde Hergiswil wünschte 
nach Möglichkeit eine obere Begrenzung der Leistungen. 
Die Nehmergemeinden haben sich grossmehrheitlich bei der Konsultation für die Variante 3 
ausgesprochen. 
Die Erkenntnisse aus der Konsultation flossen in die Vernehmlassungsvorlage ein. 

6.2 Teilrevision nach Konsultation der Gemeinden 

Die Arbeitsgruppe hat in der Folge, gestützt auf die Konsultation bei den Gemeinden und die 
erfolgten Gespräche, die Vorlage zu Handen des Regierungsrates überarbeitet und schlägt 
nun folgende Änderungen vor:  

- Normausgleich für Schulgemeinden – Der Normausgleich für die Volks-
schule umfasst nur noch den Bereich Bildung nach der funktionalen Gliede-
rung des Bundes. Die übrigen Bereiche wie Allgemeine Verwaltung, Kultur, 
Sport und Freizeit werden bei den bestehenden Schulgemeinden und den Po-
litischen Gemeinden, welche die Volksschule eigenständig führen, nicht be-
rücksichtigt. Die Abschaffung einzelner Schulgemeinden erfordert eine An-
passung der Bestimmungen beim Nettoaufwand und sowie beim Normertrag.  

- Finanzkraftausgleichsbeiträge – Die steuerlichen Belastungsunterschiede 
für natürliche und juristische Personen, welche in den letzten Jahren durch die 
Steuergesetzrevisionen massgeblich beeinflusst wurden, erfordern eine be-
sondere Gewichtung der Steuererträge der juristischen Personen. Die im Ge-
setz vorgesehene Gewichtung von 0.6 entspricht den heutigen Belastungsun-
terschieden zwischen NP und JP.  
Durch die Gewichtung reduzieren sich die gesamten Finanzausgleichsmittel 
für 2013 um rund 1.3 Millionen Franken und für 2014 um rund 1.6 Millionen 
Franken. Daher wird die Variante 2 vorgeschlagen, welche eine teilweise 
Kompensation enthält. Diese beinhaltet keine Mehrbelastungen der Gemein-
den Hergiswil und Stansstad gegenüber der bestehenden Gesetzgebung. Zu-
sammen mit dem Beitrag des Kantons reduzieren sich die Mittel um rund 
350‘000 Franken. Dies führt bei den Nehmergemeinden zu entsprechenden 
Ausfällen. 

- Finanzkraftfaktor und Finanzkraftindex – Die Prüfung der Leistungen der 
Politischen Gemeinden ergab gegenüber dem heutigen System, dass der Ab-
gabesatz für die jeweilige Gebergemeinde grundsätzlich gleich bleibt, unab-
hängig davon, ob es sich um Erträge der natürlichen Personen oder der juris-
tischen Personen handelt. Hingegen würde die Abschöpfungsquote für den 
Anteil der Erträge der JP beispielweise für Hergiswil auf rund 57 bzw. 59 Pro-
zent steigen, während das Mittel (NP und JP sowie Steuerausfälle) nur rund 
ein Drittel ausmacht.  

- Steuerbelastungsunterschiede – Eines der Ziele des Finanzausgleichs ist 
die Verminderung der Steuerfussunterschiede zwischen den Gemeinden 



Teilrevision des Finanzausgleichsgesetzes 
 

Bericht an den Landrat vom 25. März 2014 7 / 12
 

  
(Art.1 FAG). Da die Gemeinden in dieser Frage unterschiedlicher Auffassung 
sind, wird kein Antrag in die Teilrevision aufgenommen. 

- Aufsichtsrechtliche Bestimmungen – Die Vorprüfung von Ausgabenbe-
schlüssen soll inskünftig bereits bei jährlichen Folgekosten von mehr als 15 
Prozent des Nettoertrages der einfachen Steuer des Vorjahres erfolgen.  

- Wirkungsbericht – Die Auswirkungen des innerkantonalen Finanzausgleichs 
werden neu alle vier Jahre in einem Bericht zu Handen des Landrates ausge-
wiesen. 

6.3 Obere Leistungsgrenze 

Die Leistungen der finanzstarken Gemeinden berechnen sich aus dem Produkt von Abgabe-
satz, Finanzkraftfaktor und Einwohnerzahl. Der Abgabesatz ist progressiv ausgestaltet und 
erreicht bei einem Finanzkraftindex von 181 Indexpunkte das Maximum von 55.22 %. Dies 
entspricht einer Abschöpfungsquote für die Gemeinde Hergiswil von rund 33 % bei einem 
Steuerfuss von 1.59 Einheiten. Die Abschöpfungsquote gibt darüber Auskunft, wie viel Pro-
zent des Steuernettoertrages einer Gemeinde zu Gunsten des direkten Finanzausgleichs 
abgeliefert werden muss. Zu berücksichtigen gilt, dass die Abschöpfungsquote durch die 
Festsetzung des Steuerfusses durch eine Gemeinde grundsätzlich beeinflusst werden kann. 
Erhöht eine Gemeinde den Steuerfuss, so steigen die Steuerträge und anderseits sinkt die 
Quote. Bei einer Reduktion des Steuerfusses hingegen erhöht sich die Quote. 
Die Leistungen der finanzstarken Gemeinden richten sich somit insbesondere nach ihrer 
Leistungskraft (Finanzkraftfaktor). Steigt die Finanzkraft, sind auch höhere Leistungen zu 
erbringen, wobei die Abschöpfung in jedem Fall immer deutlich geringer ist, als der zusätzli-
che Steuerertrag. 
Eine obere Leistungsgrenze würde dazu führen, dass auch bei einem starken Anwachsen 
der Steuerkraft einer Gemeinde die gesamten Mittel für den Finanzausgleich nicht anwach-
sen würden, was letztlich zu einem weiteren Anwachsen der Steuerbelastungsunterschiede 
zwischen den Gemeinden führen würde. Es widerspricht den formulierten Zielen des FAG 
(vgl. Ziff. 2 des Berichtes), weshalb darauf verzichtet wird. 

6.4 Berechnungsgrundlagen 

Die Berechnungsgrundlagen betreffend die Auswirkungen auf die Geber- und Nehmerge-
meinden beruhen auf den effektiven Zahlen für den Finanzausgleich 2013 und teilweise 
2014. Erfahrungsgemäss sind diese Zahlen, insbesondere der Steuerertrag je Einheit, star-
ken Schwankungen von Jahr zu Jahr und von Gemeinde zu Gemeinde, unterworfen.  
Der Einbezug von Zahlen aus früheren Jahren würde wegen der schrittweisen Senkung des 
Gewinnsteuersatzes für JP zu verzerrten Aussagen führen. 

7 Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen FAG 

I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Art. 1 Ziff. 2  Instrumente 
Der Begriff Normausgleich für Schulgemeinden wird durch Normausgleich für die Volksschu-
le ersetzt. 

Art. 4  2. Steuererträge und Abgeltungen 
Die steuerlichen Belastungsunterschiede für natürliche und juristische Personen, welche in 
den letzten Jahren durch die Steuergesetzrevisionen massgeblich beeinflusst wurden, erfor-
dern eine besondere Gewichtung der Steuererträge der juristischen Personen. Die im Ge-
setz vorgesehene Gewichtung von 0.6 entspricht den heutigen Belastungsunterschieden 
zwischen NP und JP. Ohne diese Gewichtung werden die Gebergemeinden mit einer zu ho-
hen Abschöpfung belastet bzw. die Nehmergemeinden erhalten zu hohe Finanzausgleichs-
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beiträge für den Bereich der JP. Die Gewichtung der JP ist zurzeit auch im Rahmen der NFA 
ein Thema.  
Bis im Jahr 2007 war die durchschnittliche Belastung für JP und NP in etwa gleich hoch. Seit 
2008 hat sich das Verhältnis massiv verändert. Die Veränderung ist deshalb durch eine Ge-
wichtung zu berücksichtigen. 
Eine Gewichtung der JP kann wie folgt begründet werden:  
-  Durchschnittliche Belastung der NP (Jahr 2011)    10.12 % 
-  Einheitlicher Gewinnsteuersatz JP (Jahr 2011 ff.)     6.00 % 
Der Ertrag der JP ist deshalb mit einem Faktor zu gewichten. 
Gemäss geltender Gesetzgebung wird der Steuerertrag der NP und der JP unterschiedlich 
hoch abgeschöpft. Gemäss Beilage beträgt die Abschöpfungsquote für die Gemeinde Her-
giswil im Jahr 2013 beim Steuerertrag NP 33.80 % und beim Steuerertrag JP 57.08 %. Für 
das Jahr 2014 beim Steuerertrag NP 34.04 % und beim Steuerertrag JP 59.43 %. Dies ist 
systemwidrig und geht zu Lasten der Gebergemeinden. Mit der Gewichtung von 0.6 der JP 
wird die Abschöpfung für JP und NP auf den in etwa gleich hohen Wert von rund 34 % an-
gepasst. 
Anderseits erhalten Nehmergemeinden mit einem unterdurchschnittlichen Anteil an JP un-
verhältnismässig hohe Beiträge.  
 
Der Vergleich „bisher“ (gleiche Gewichtung JP wie NP) zu „neu“ (Gewichtung JP mit 0.6 % 
und NP 1.0) in 1‘000 Franken ergibt für die finanzstarken Gemeinden bei den Leistungen 
folgendes Bild: 
 

Gemeinde  2013 2014 

Hergiswil Heute 9‘700 8‘836

Hergiswil mit Gewichtung 60 % 9‘287 8‘241

Hergiswil Leistung, Differenz -  413 -  595

Stansstad Heute 1‘359 1‘502

Stansstad Mit Gewichtung 60% 1‘287 1‘542

Stansstad Leistung, Differenz -   72       41

Stans Heute   408 1‘104

Stans mit Gewichtung 60 %       0    582

Stans Leistung, Differenz - 408 -  522

TOTAL  - 893 -1‘076
 
Es erfolgt für die Detailzahlen der Verweis auf die Beilage für die Jahre 2013 und 2014. 
 
In Abs. 2 wird die Gewichtung festgelegt. Da die Steuerbelastungsunterschiede durch die 
Gesetzgebung, die Festsetzung des Steuerfusses durch den Kanton und die Gemeinden 
ändern können, wird der Regierungsrat ermächtigt, die Gewichtung von 0.6 anzupassen. Die 
Ermächtigung wird jedoch auf plus und minus 10 % beschränkt. Bei grösseren Abweichun-
gen wäre entweder eine Teilrevision des Finanzausgleichsgesetzes notwendig. Möglich wäre 
auch eine Anpassung im Rahmen einer Revision des Steuergesetzes. 

II. FINANZIERUNG DES DIREKTEN FINANZAUSGLEICHS 

Art. 8 Abs. 1  Leistungen des Kantons 
Durch die Gewichtung der JP Erträge mit 60 Prozent würde sich die Leistung des Kantons 
für 2013 um 490‘000 Franken (2014 um 494‘000 Franken) reduzieren. Dieser Reduktion wird 
mit einer Erhöhung des Anteils von einem Prozent des Nettoertrages der einfachen Steuer 
des Vorjahres begegnet (statt 0.15 neu 0.16 Einheiten).  
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Die Belastung des Kantons nimmt daher für das Berechnungsjahr 2013 um 62‘000 Franken 
zu. Für das Jahr 2014 resultiert eine Entlastung von 72‘000 Franken. Es erfolgt der Verweis 
auf die untenstehende Globalbilanz. 
Die deutliche Veränderung ist auf die unterschiedliche Entwicklung der Steuererträge der NP 
und der JP zurückzuführen. Zusätzliche Steuererträge im Bereiche der JP verändern deren 
Gewicht am gesamten Steuerertrag. 

Art. 10 Abs. 1 Abgabesatz 
Der Abgabesatz der einzelnen Gemeinde wird gegenüber den bisherigen Ansätzen um 
4.545 Prozent erhöht. Die Auswirkungen sind in der untenstehenden Tabelle aufgeführt.  
 
Art. 8 und Art. 10 Kanton und Gemeinden 
Die Globalbilanz ergibt gegenüber der heutigen Lösung für die Jahre 2013 und 2014 folgen-
des Bild: 
 

Wirkung insgesamt 2013 
in Mio. 

2014 
in Mio. 

Reduktion Mittel ohne Änderung der Abgabesätze für steuerstarke 
Gemeinden und den Kanton – Reduktion für Nehmergemeinden 

1.32 1.64 

Reduktion Mittel mit Änderung der Abgabesätze für steuerstarke 
Gemeinden und Kanton (JP 60 %, Abgabesätze plus 4.5 % und 
0.16 E) 

0.35  0.68 

Die Gewichtung der JP mit 60 % ohne Änderungen bei den Abgabesätzen und beim Kan-
tonsbeitrag wirken sich bei den zur Verfügung stehenden Mitteln für 2013 bzw. 2014 um rund 
1.3 bis 1.6 Millionen Franken aus. Durch die Erhöhung der Abgabesätze sowie des Kantons-
beitrages auf 0.16 Einheiten wird diese Reduktion um rund 0.97 Mio. bzw. 0.96 Mio. Franken 
reduziert. Effektiv stehen somit rund 0.35 bzw. 0.68 Mio. Franken weniger Mittel für den Fi-
nanzausgleich zur Verfügung. Es gilt zu beachten, dass die Nehmergemeinden insgesamt, 
da bis anhin keine Gewichtung vorgenommen wurde, zu viele Mittel erhalten haben, Die Sys-
temkorrektur schafft somit nicht Ertragsausfälle, sondern mehr Gerechtigkeit im innerkanto-
nalen Finanzausgleich. 

III. VERTEILUNG DER FINANZAUSGLEICHSMITTEL 

Art. 11 Ziff. 3  Grundsatz 
Der Normausgleich für Schulgemeinden wird begrifflich durch den Normausgleich für die 
Volksschule ersetzt.  

Art. 12 Abs. 3 Grundsatz 
Da in Art. 4 ein neuer Absatz eingeschoben wird, ist der Verweis in Art. 12 Abs. 3 entspre-
chend anzupassen. 

Art. 16 Grundsatz 
Der Normausgleich für Schulgemeinden wird begrifflich durch den Normausgleich für die 
Volksschule und in Abs. 2 Schulgemeinden durch Gemeinden ersetzt.  

Art. 17 Nettoaufwand  
Der Nettoaufwand wird neu nur noch für den Bereich Bildung nach der funktionalen Gliede-
rung des Bundes ermittelt. Bei den Schulgemeinden werden die Entschädigungen des 
Schulrates zusätzlich berücksichtigt. Für die Erträge wird neu ein separater Absatz ins Ge-
setz aufgenommen. 
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Art. 18 Abs. 2 und 3 Ziff. 2 und 3 Normertrag 
Abs. 2 enthält sinngemäss die Bestimmungen gemäss Abs. 1, welcher für die Schulgemein-
den Gültigkeit hat.  
Abs. 3 Ziff. 2 regelt die Berechnung des Steuerfussanteils auf Grund des Verhältnisses zwi-
schen dem Nettoaufwand für den Bereich Bildung nach der funktionalen Gliederung des 
Bundes und den übrigen Bereichen. Neben der Bildung gibt es die Bereiche Allgemeine 
Verwaltung - Öffentliche Ordnung und Sicherheit, Verteidigung - Kultur, Sport und Freizeit, 
Kirche – Gesundheit – Soziale Sicherheit – Verkehr - Umweltschutz und Raumordnung – 
Volkswirtschaft – Finanzen und Steuern, welche sowohl bei den Schulgemeinden wie auch 
bei den Politischen Gemeinden nicht berücksichtigt werden.  
Der Faktor 1.1 in Abs. 3 Ziff. 3 wird nicht geändert, hingegen wird die Steuerbelastung aller 
Gemeinden im Bereich Bildung berücksichtigt.  

V. AUFSICHT, WIRKSAMKEITSPRÜFUNG  

Art. 26 Abs. 1 Vorprüfung von Ausgabenbeschlüssen  
Die Vorprüfung von Ausgabenbeschlüssen soll inskünftig bereits bei jährlichen Folgekosten 
von mehr als 15 Prozent des Nettoertrages der einfachen Steuer des Vorjahres erfolgen. Die 
bisherige Limite von 25 Prozent führte nur in absoluten Ausnahmefällen zu einer Vorprüfung. 
Mit der Reduktion der Limite wird unter anderem erreicht, dass Nettoinvestitionen der Neh-
mergemeinden vermehrt mit einheitlichen Kriterien auf ihre Folgekosten verglichen werden 
und nötigenfalls durch den Kanton interveniert werden kann. 
Die Beilage „Vorprüfung von Ausgabenbeschlüssen“, zeigt bei einer Nettoinvestition von 8 
Millionen Franken und den entsprechenden Folgekosten, welche Nehmergemeinden eine 
Vorprüfung in die Wege leiten müssen.  
Die vollständige Einreichung der Unterlagen hat bis spätestens 60 Tage vor der Beschluss-
fassung durch die Gemeindeversammlung zu erfolgen. Der Kanton wird dem administrativen 
Rat seine Stellungnahme gemäss Art. 27 Abs. 2 vor der Gemeindeversammlung abgeben.  

Art. 27 Abs. 2 Stellungnahme des Regierungsrates 
Der Begriff Normausgleich für Schulgemeinden wird durch Normausgleich für die Volksschu-
le ersetzt.  

Art. 27a Wirksamkeitsprüfung 
Eine alle vier Jahre stattfindende Wirksamkeitsprüfung soll Aufschluss über die Entwicklung 
des Finanzausgleichs und einen allfälligen Anpassungsbedarf ergeben.  

8 Finanzielle Auswirkungen  

8.1 Für den Kanton 

Die Gesetzesänderung wirkt sich auf den Finanzhaushalt aus. Die Tabelle gibt in 1‘000 
Franken Auskunft: 

Finanzausgleich geltendes Gesetz, 15 % Neu, 16 % Differenz 

2013 7‘775 7‘837   62 

2014 7‘970 7‘898 - 72 

 
Die Vorjahre sind nicht vergleichbar, da eine frühere Gewichtung der JP mit 0.6 zu falschen 
Ergebnissen führen würde. Der Gewinnsteuersatz von 6 % wirkt sich mehrheitlich erst ab 
2013 und später aus. 
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8.2 Für die Gemeinden  

Die vorgeschlagenen Gesetzesänderungen wirken sich auf den Finanzhaushalt 
der Gemeinden entsprechend aus. Die Tabellen geben über die Entwicklung der 
Finanzausgleichsbeiträge in 1‘000 Franken Auskunft (Finanzausgleich 2013 und 
2014):  

Nehmer 2013 - geltendes Ge-
setz 

2013 - neu 2013- Differenz 

Beckenried   1‘027   806 -221 
Buochs   1‘855 1‘776 -  79 
Dallenwil   1‘559 1‘534 -  25 
Emmetten   1‘282 1‘222 -  60 
Ennetmoos   1‘223 1‘152 -  71 
Oberdorf   1‘969 2‘018   49 
Wolfenschiessen   1‘888 1‘933   45 
Finanzkraftaus-
gleich 

10‘803 10‘441 -362 

Übriger FA   8‘439   8‘450   11 
Finanzausgleich 
Total 

19‘242 18‘891 -351 

Geber geltendes Gesetz neu Differenz 

Hergiswil   9‘700   9‘709      9 
Stans     408  -408 
Stansstad   1‘359   1‘345 -  14 
Total 11‘467 11‘054 -413 

 
Wegen des Vergleichs zum Finanzausgleich 2014 werden für die einzelnen Ge-
meinden nur die Differenzen beim Finanzkraftausgleich aufgezeigt. Die gesamten 
Zahlen 2014 stehen erst im Herbst zur Verfügung. 

Nehmer 2014 - geltendes Ge-
setz 

2014 - neu 2014 - Differenz 

Beckenried   997     668 -328 
Buochs   1‘609   1‘418 -191 
Dallenwil   1‘604   1‘527 -  76 
Emmetten      679     625 -  54 
Ennetmoos   1‘080      -130 
Oberdorf   1‘668   1‘599 -  69 
Wolfenschiessen   1‘887   1‘892     5 
Finanzkraftaus-
gleich 

  9‘524   8‘680 -844 

Übriger FA   9‘888 10‘054  166 
Finanzausgleich 
Total 

19‘412 18‘734 -678 

Geber geltendes Gesetz neu Differenz 

Hergiswil   8‘836   8‘615 -221 
Stans   1‘104      609 -495 
Stansstad   1‘502   1‘613  111 
Total 11‘442 10‘836 -605 

Die Vorjahre sind nicht vergleichbar, da eine frühere Gewichtung der JP mit 0.6 zu falschen 
Ergebnissen führen würde. Der Gewinnsteuersatz von 6 % wirkt sich mehrheitlich erst ab 
dem Rechnungsjahr 2012 bzw. den Finanzausgleichszahlen 2013 und später aus. 
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8.3 Konsequenzen für den Haushalt des Kantons 

Der Haushalt des Kantons wird gegenüber heute um rund 62‘000 Franken (2013) mehr be-
lastet. Für das Jahr 2014 würde sich eine Entlastung von und rund 72‘000 Franken ergeben. 
Sofern jedoch nur die Gewichtung der JP vorgenommen wird, würde sich der Haushalt um 
rund 428‘000 bzw. 566‘000 Franken entlasten. Dieser Entlastung stünde eine Mehrbelastung 
der Nehmergemeinden gegenüber. 

8.4 Konsequenzen für die Haushalte der Gemeinden 

Die Haushalte der Gemeinden sind grundsätzlich unterschiedlich betroffen. Während die 
Gebergemeinden Hergiswil und Stansstad keine Mehrbelastung verzeichnen müssen, wird 
die Gemeinde Stans deutlich entlastet. Sie wird nach den heute vorliegenden Zahlen keine 
Finanzausgleichsbeiträge auf Grund der Steuerkraft mehr leisten müssen. Zu beachten ist, 
dass die Gemeinde Stans wegen des hohen Anteils an Erträgen aus JP ohne Gewichtung 
gemäss geltendem Gesetz unverhältnismässig stark belastet wird bzw. wurde. 
Von den Nehmergemeinden werden mit Ausnahme der Gemeinden Oberdorf, Stans (Norm-
ausgleich) und Wolfenschiessen unterschiedlich belastet (Frankenwerte). In Steuereinheiten 
beträgt die jeweilige Mehrbelastung 2013 aufgrund der Gewichtung der JP zwischen 0.076 
Einheiten (Beckenried) und 0.003 Einheiten (Buochs).  
Gesamthaft gesehen beträgt die Mehrbelastung der Nehmergemeinden rund 350‘000 Fran-
ken (2013). Für 2014 stehen erst im Herbst die Gesamtzahlen in Bezug auf die Verteilung 
zur Verfügung. Die Mehrbelastung der Nehmergemeinden beträgt jedoch rund 680‘000 
Franken gegenüber den bisherigen Finanzausgleichsbeiträgen. Die Gebergemeinden wer-
den um 413‘000 bzw. 605‘000 Franken entlastet. Die Differenz von 62‘000 Franken für 2013 
bzw. 72‘000 Franken gehen zu Lasten bzw. zu Gunsten des Kantons.  

9 Terminplan 

Vorberatende Kommission FGS 7. April 2014  

Vorberatende Kommission FIKO 14. April 2014  

1. Lesung Landrat 21. Mai 2014  

2. Lesung Landrat 11. Juni 2014  

Inkrafttreten 1. Januar 2015  
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